
Abschrift 

Sozialgericht Hannover 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Verkündet am: 28. Januar 2022 

S 11 KR 1146/18 

 Justizfachangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

-Kläger-

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Hameln, Fischpfortenstraße 15, 31785 Hameln 

gegen 

 

-Beklagte -

hat die 11. Kammer des Sozialgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 28. Ja­

nuar 2022 durch die Präsidentin des Sozialgerichts ... sowie die ehrenamtlichen Richterin­

nen ... und ... für Recht erkannt: 

Der Bescheid der Beklagten vom 15. August 2017 in Gestalt des Wider­

spruchsbescheides vom 19. Juli 2018 wird aufgehoben. 

Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger vom 3. August 2017 bis zum 4. 

Februar 2018 Krankengeld dem Grunde nach zu zahlen. 

Die Beklagte hat dem Kläger die notwendigen außergerichtlichen Kos­

ten zu erstatten. 



Tatbestand 

Der Kläger begehrt die Gewährung von Krankengeld für die Zeit vom 3. August 2017 bis 4. 

Februar 2018. 

Der 1978 geborene Kläger war aufgrund seiner versicherungspflichtigen Beschäftigung seit 4. 

Mai 2007 als Schweißer bei der .. Mitglied der Beklagten. Das Ar­beitsverhältnis endete 

durch Kündigung der Arbeitgeberin vom 16. August 2017 zum 31. De­zember 2017. 

Wegen einer Erkrankung des Lungen-und Bronchialsystems war der Kläger durchgehend seit 

24. November 2016 arbeitsunfähig erkrankt und bezog ab 5. Januar 2017 Krankengeld. Der 

zuständige Rentenversicherungsträger gewährte ihm vom 7. bis 28. Februar 2017 eine statio­

näre Leistung zur medizinischen Rehabilitation, aus der er arbeitsunfähig entlassen wurde mit 

der Einschätzung, dass er seine letzte ausgeübte Tätigkeit nicht mehr ausüben könne. Seine 

Arbeitgeberin teilte auf Nachfrage der Beklagten unter dem 19. Mai 2017 mit, dass nach Rück­

sprache mit ihrem Arbeitsmediziner der Arbeitsplatz des Klägers nicht so gestaltet werden 

könne, dass ein leidensgerechtes Arbeiten möglich sei, weil die Tätigkeiten immer im Schweiß­

bereich oder in der Nähe hiervon anfallen. Der Kläger beantragte beim Rentenversicherungs­

träger Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die ihm mit Bescheid vom 5. April 2017 dem 

Grunde nach bewilligt wurden. Vom 22. Juni bis 5. Juli 2017 fand deswegen zur Abklärung der 

beruflichen Eignung und Arbeitserprobung eine Maßnahme statt. 

Der Kläger strebte die Umschulung zum Erzieher an. Der Rentenversicherungsträger stellte die 

Eignung für die Qualifizierung zum Erzieher fest. Unter der Voraussetzung, dass er eine einjäh­

rige Ausbildung zum Sozialassistenten auf eigene Kosten durchführe, erklärte sich die Deut­

sche Rentenversicherung ... bereit, die Kosten für die Qualifizierung zum Erzieher zu 

übernehmen (Zusage vom 31. Juli 2017). Der Kläger nahm daraufhin am 3. August 2017 eine 

schulische Ausbildung an der E.-Schule in H. auf, die er selbst finanzierte. Inzwischen hat er 

die die gesamte Ausbildung erfolgreich absolviert und arbeitet in diesem Beruf. Die Beklagte 

informierte er jeweils zeitnah über den Sachstand. 

Die behandelnden Ärzte für Allgemeinmedizin B. und F., ..., beschei­nigten dem Kläger am 2. 

August 2017 dass er seinen Beruf aufgrund seiner Erkrankung nicht mehr ausüben könne, die 

Teilnahme an einer schulischen Ausbildung zum sozialpädagogi­schen Assistenten dem 

vorhandenen Krankheitsbild (Asthma) nicht schade und keine Ver­schlimmerung durch diese 

Tätigkeit zu erwarten sei. Sie stellten in der Folgezeit durchgehend 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen aus. 
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Die Beklagte lehnte mit Verwaltungsakt vom 15. August 2017 die Weitergewährung von Kran­

kengeld über den 2. August 2017 hinaus ab, da der Kläger für die schulische Aus- oder Weiter­

bildung als arbeitsfähig gelte. Hiergegen legte der Kläger Widerspruch ein und führte aus, dass 

erst nach erfolgreicher Absolvierung der einjährigen Qualifizierung zum Sozialassistenten die 

Förderung durch die Deutsche Rentenversicherung ... erfolge und die Kosten getragen 

werden; da er krankheitsbedingt seine zuletzt ausgeübte Tätigkeit und auch eine 

vergleichbare Tätigkeit nicht mehr ausüben könne, habe er Anspruch auf Krankengeld. 

Während des Widerspruchsverfahrens veranlasste die Beklagte, dass die Arbeitgeberin den 

Kläger bereits zum 2. September 2017 aus dem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs­

verhältnis abmeldete, weil es mehr als einen Monat nicht vollzogen worden sei. Außerdem 

wurde ab 1. Januar 2018 über die Ehefrau des Klägers eine Familienversicherung bei der ...  

durchgeführt. 

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 19. Juli 2018 zurückgewiesen. Die Be­

klagte vertrat die Auffassung, dass durch die Aufnahme der Schulausbildung das entgeltliche 

Beschäftigungsverhältnis ende und mit der gesetzlichen Fiktion des § 7 Abs. 3 SGB IV nur bis 

2. September 2017 bestanden habe. Danach sei Anknüpfungspunkt für die Beurteilung der Ar­

beitsunfähigkeit nicht mehr die bisherige Tätigkeit als Schweißer, die er unbestritten nicht mehr 

ausüben könne, sondern die schulische Ausbildung, der aus ärztlicher Sicht nichts im Wege 

stehe. 

Gegen den am 23. Juli 2018 zugestellten Widerspruchsbescheid hat der Kläger am 23. August 

2018 Klage vor dem Sozialgericht Hannover erhoben. Er verweist darauf, dass er bis zum 31. 

Dezember 2017 in einem Arbeit-und Beschäftigungsverhältnis gestanden habe und weder eine 

neue sozialversicherungspflichtige Tätigkeit aufgenommen noch irgendeine Art von Entgelt er­

halten habe. Auch habe es seitens der Arbeitgeberin weder einen Verzicht auf die Anforderung 

der Arbeitskraft noch eine unwiderrufliche Freistellung gegeben. Aufgrund seiner Erkrankung 

als Schlosser im bestehenden Arbeitsverhältnis sei er nicht auf andere Tätigkeiten auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu verweisen. Dass er sich schulisch fortbilde, stehe der Verpflich­

tung zur Zahlung von Krankengeld nicht entgegen, da es einem krankenversicherungspflichti­

gen Mitglied während einer Arbeitsunfähigkeit freistehe, seine Krankheitszeit individuell zu ge­

stalten, sofern dieses nicht der Genesung entgegenstehe; ob er nun eine Schule oder eine 

Volkshochschule besuchen oder nur spazieren gehen, sei unerheblich. 
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Nach § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB V entsteht der Anspruch auf Krankengeld bei Arbeitsunfä­

higkeit vom Tag der ärztlichen Feststellung der Arbeitsunfähigkeit an. 

Der Kläger war am 24. November 2016, dem Tag der ärztlichen Feststellung seiner Arbeitsun­

fähigkeit, aufgrund seines Versicherungsschutzes aus dem Beschäftigungsverhältnis mit der ... 

mit Anspruch auf Krankengeld versichert. Die Mitgliedschaft Versi­cherungspflichtiger besteht 

unter den Voraussetzungen des § 192 SGB V fort. Sie bleibt nach § 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V 

unter anderem erhalten, solange der Anspruch auf Krankengeld be­steht. Um diesen 

Anforderungen zu genügen, reicht es aus, dass Versicherte am letzten Tage des 

Versicherungsverhältnisses mit Anspruch auf Krankengeld alle Voraussetzungen erfüllen, um 

spätestens mit Beendigung des Ablaufs dieses Tages einen Krankengeldanspruch entste­hen 

zu lassen (BSG a.a.O., Rdnr. 12, zitiert nach juris). 

Der Kläger war aufgrund der rechtlich gebotenen Aufrechterhaltung seines Versicherungs­

schutzes aus der Beschäftigtenversicherung mit Anspruch auf Krankengeld im streitigen Zeit­

raum bis 4. Februar 2018 versichert. 

Der Kläger war ab 1. Januar 2018 zwar nicht mehr nach den gesetzlichen Voraussetzungen 

als Beschäftigter versichert. Es bedurfte der Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes, 

weil das Beschäftigungsverhältnis des Klägers als Grundlage eines Versicherungsverhältnis­

ses mit Anspruch auf Krankengeld(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V) zum 31. Dezember 2017 durch 

Kündigung endete. Das die Mitgliedschaft in einer Krankenkasse vermittelnde Versicherungs­

verhältnis ist an den Fortbestand der versicherungspflichtigen Beschäftigung geknüpft. Es en­

det mit dem Ablauf des Tages, an dem das Beschäftigungsverhältnis gegen Arbeitsentgelt en­

det (§ 190 Abs. 2 SGB V). 

Die Kammer lässt dahinstehen, ob sogar schon vorher - mit Aufnahme der schulischen Wei­

terbildung und Ausspruch der Kündigung das entgeltliche Beschäftigungsverhältnis trotz Fort­

bestehen eines Arbeitsverhältnisses im arbeitsrechtlichen Sinne - endete. Das wäre nur dann 

der Fall, wenn der Kläger unwiderruflich von der Arbeit frei gestellt wurde ohne Fortbestehen 

der Entgeltzahlungspflicht. Die tatsächlichen Umstände sprechen hierfür, wenn die Arbeitge­

berin dem Kläger keinen leidensgerechten Arbeitsplatz anbieten wollte und dies durch den 

Ausspruch der personenbedingten Kündigung auch zum Ausdruck gebracht hat. Andererseits 

hat der Kläger durch die Kündigungsschutzklage dem zunächst widersprochen und in der 

mündlichen Verhandlung angegeben, bei Angebot einer leidensgerechten Tätigkeit hätte er 

die Umschulung abgebrochen. 

Der Kläger hielt seinen Versicherungsschutz mit Krankengeldberechtigung aber auch über 

den 3. August 2017 hinaus aufrecht, da er durchgängig bis 4. Februar 2018 seine Arbeitsunfä­

higkeit ärztlich feststellen lies. 
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Der Berufungsschrift uhd allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Be­
teiligten beigefügt werden. Dies gilt nicht bei Einlegung der Berufung in elektronischer Form. 

Erfolgt die Zustellung im Ausland, so gilt anstelle aller genannten Monatsfristen eine Frist von 
drei Monaten. 
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